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Das traditionelle deutsche Normalarbeitsverhältnis garantierte bei Voll-
zeitarbeit und Kündigungsschutz hohe soziale Sicherheit. Seine Erosion 
lässt sich nur aufhalten, wenn es modernisiert wird.  

Die Arbeitswelt muss flexibler werden, damit Frauen und Männer glei-
chermaßen Beruf und Familienaufgaben vereinbaren können, aber auch, 
damit die Unternehmen flexibler agieren können.  

Aufgabe der Politik und der Tarifpartner ist es, die Barrieren flexibler Ar-
beitszeiten abzubauen und bei gesellschaftlich wichtigen Aufgaben wie 
Kindererziehung, Pflege, Weiterbildung auch die Einkommensverluste 
von Erwerbsunterbrechungen oder Arbeitszeitverkürzungen auszuglei-
chen.

Ein neues flexibles Normalarbeitsverhältnis braucht sozialverträgliche 
Arbeitszeitmodelle, die einen Ausgleich zwischen den Bedürfnissen der 
Beschäftigten und betrieblichen Anforderungen finden.  

* Der Beitrag ist unter dem Titel „Neue Quellen der Flexibilität“ 
am 14. April 2015 in der Frankfurter Rundschau erschienen.am 14. April 2015 in der Frankfurter Rundschau erschienen.
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Soziale Sicherheit ist alles andere als selbstverständlich im Kapitalismus, in dessen 
Frühzeiten die Unternehmen nach Belieben heuerten und feuerten. Der Aufbau des 
Wohlfahrtstaates dauerte mehr als 100 Jahre und war mit vielen sozialen Konflikten 
verbunden. Das Ergebnis ist ein reguliertes Normalarbeitsverhältnis (NAV), das sich 
sehen lässt. Mit einem guten Kündigungsschutz, einer Regelarbeitszeit von 35 bis 40 
Wochenstunden, fünf bis sechs Wochen Urlaub, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, 
Tariflöhnen, einer guten Rente und – falls man in einem mittleren oder großen Betrieb 
arbeitet – der Vertretung durch geschulte Betriebs- und Personalräte sind die Arbeits-
bedingungen deutlich besser als die der früheren Generationen. Eine unbefristete Voll-
zeitbeschäftigung bietet zudem mehr soziale Sicherheit als etwa in den USA. Dort gibt es 
keinen Kündigungsschutz und die Gewerkschaften sind oft mit schmutzigen Mitteln aus 
den Betrieben gedrängt worden. Arbeitsplatzsicherheit ist damit kein Recht, sondern 
wird vom Unternehmen nur auf Zeit gewährt.

Nun ist längst nicht mehr alles Sonnenschein auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Die Un-
ternehmerverbände laufen seit Jahren Sturm gegen die angeblich zu hohen Arbeitskos-
ten in Deutschland und den vermeintlich rigiden Kündigungsschutz. Die Politik hat sich 
mehrfach diesem Druck gebeugt. Zwar blieb das NAV weitgehend unangetastet. Durch 
die Deregulierung der Leiharbeit und der Befristungsregeln sowie die Ausweitung der 
Minijobs expandierten jedoch prekäre Beschäftigungsformen. Zugleich wurden die Un-
ternehmen immer kreativer in der Umgehung von Schutzvorschriften. An erster Stelle 
ist hier die Auslagerung von Tätigkeiten an Subunternehmer zu nennen, die sie ihrer-
seits dann oft an andere Subunternehmer weitervergeben. Diese Fragmentierung der 
Unternehmen hat unsere Arbeitswelt grundlegend geändert. Wenn heute 1000 Beschäf-
tigte morgens einen Betrieb betreten, hat vielfach nur noch die Hälfte einen Arbeits-
vertrag mit dem Unternehmen. Die anderen sind bei einem Zulieferer zu schlechteren 
Bedingungen beschäftigt. Bei einem kleinen Zulieferer ohne große finanzielle Reserven 
ist dann der Kündigungsschutz kaum noch etwas wert. Da bei der Auftragsvergabe fast 
nur noch der Preis zählt, sind auch die Löhne unter Druck geraten. Die Tarifbindung 
nimmt seit Jahren ab und kaum ein anderes EU-Land hat so viele Geringverdiener wie 
Deutschland. Selbst Vollzeitbeschäftigte mit einem unbefristeten Vertrag müssen Hartz  
IV Leistungen beantragen, um über die Runden zu kommen. Die dicke Rechnung für 
den Steuerzahler kommt erst in einigen Jahrzehnten, wenn die Geringverdiener in Ren-
te gehen und Sozialhilfe beantragen.

Veränderungsdruck kommt aber auch von den Beschäftigten. Das traditionelle deut-
sche NAV mit kontinuierlicher Vollzeitarbeit ist auf den männlichen Alleinverdiener 
zugeschnitten. Frauen werden durch die Subvention der Hausfrauenehe und steuerfreie 
Minijobs in geringfügige Nebentätigkeiten gedrängt, durch die sie keine eigenständige 
Alterssicherung aufbauen können. Das entspricht nicht mehr den Lebensentwürfen der 
gut ausgebildeten Frauen und inzwischen auch nicht mehr der vieler Männer. Wenn 
aber Frauen und Männer gleichermaßen erwerbstätig sind, muss die Arbeitswelt flexib-
ler werden, um Beruf und Familienaufgaben vereinbaren zu können. Der rasche struk-
turelle Wandel – man denke nur an Industrie 4.0 – erfordert zudem immer häufiger 
Unterbrechungen für Weiterbildung. Schließlich steigen angesichts der enormen Ver-
dichtung der Arbeit die Wünsche nach Auszeiten zum Wiederauftanken.
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Viele dieser neuen Flexibilitätswünsche scheitern heute an den starren betrieblichen 
Arbeitszeitstrukturen. Oft ist ihre Realisierung mit hohen individuellen Risiken ver-
bunden, da man  Karrierechancen  oder den Arbeitsplatz aufgeben muss. Diesen Preis 
wollen viele junge Leute oft nicht zahlen und verzichten auf Kinder.

Die Erosion des NAV lässt sich nur aufhalten, wenn man es modernisiert. Die traditi-
onelle Schutzfunktion, die ein unbefristeter Arbeitsvertrag bietet, muss um Optionen 
für eine selbstbestimmte Arbeitszeitgestaltung im Erwerbsverlauf erweitert werden. 
Aufgabe der Politik und der Tarifpartner ist es, die Barrieren flexibler Arbeitszeiten 
abzubauen und bei gesellschaftlich wichtigen Aufgaben wie Kindererziehung, Pflege, 
Weiterbildung auch die Einkommensverluste von Erwerbsunterbrechungen oder Ar-
beitszeitverkürzungen auszugleichen. Mit dem Ausbau von Ganztagsschulen und der 
Kinderbetreuung und dem Elterngeld sind wir bei der Entwicklung eines neuen flexib-
len NAV schon ein gutes Stück vorangekommen. Es fehlen noch die von der Koalition 
vereinbarten Rückkehrrechte nach Kindererziehung und Pflege auf die alte Arbeitszeit. 
Bei der Lockerung der starren Arbeitszeitnormen in den Betrieben stehen wir erst am 
Anfang. Unternehmen sollten verstärkt lange Teilzeit (zwischen 20 und 28 Stunden) 
und kurze Vollzeit (zwischen 28 und 35 Stunden) anbieten. Der Vorteil liegt in einer 
größeren Betriebsbindung der zunehmend gut qualifizierten Frauen. 

Die neuen Arbeitszeitoptionen muss man sich aber auch finanziell leisten können. Sie 
dürfen nicht das Privileg der besser Verdienenden bleiben. Der neue Mindestlohn kann 
nur als Etappensieg auf dem Weg zu einer weniger ungleichen Gesellschaft gesehen wer-
den. Der nächste Schritt muss in einer Erhöhung der Tarifbindung mit höheren Löhnen 
für Fachkräfte bestehen, so dass qualifizierte Arbeit auch gut bezahlt wird. 

Schließlich lassen sich die Flexibilitätsbedürfnisse der Wirtschaft nicht ignorieren. 
Wenn man das NAV durch eine Erhöhung der Tarifbindung und eine Einschränkung 
prekärer Beschäftigungsformen stärkt, benötigen die Unternehmen neue Quellen der 
Flexibilität. Als Gegenleistung für eine feste Beschäftigung muss man bereit sein, unter-
schiedliche Tätigkeiten im Unternehmen auszuüben und die Arbeitszeit an betriebliche 
Bedürfnisse anzupassen. Eine der großen Zukunftsaufgaben ist die Entwicklung von so-
zialverträglichen Arbeitszeitmodellen, die einen Ausgleich zwischen den Bedürfnissen 
der Beschäftigten und den betrieblichen Anforderungen finden. 

Genau wie der Aufbau des Wohlfahrtsstaates ist die Entwicklung eines neuen flexiblen 
NAV ein politisches Projekt, das den Umbau vieler Institutionen erfordert. Das lässt 
sich nur mit einem überzeugenden Leitbild und langem Atem umsetzen. Die Schweden 
haben damit schon vor 40 Jahren angefangen und waren erfolgreich. Das sollte uns an-
spornen!
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